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Javier Solana, Beauftragter für die Si-
cherheitspolitik der Europäischen

Union, hob bereits im Jahr 2000 hervor,
dass die EU-Militärpolitik „mit Lichtge-
schwindigkeit“ vorankomme. Seit Be-
ginn 2007 läuft die Aufstellung der so
genannten „battle groups“ auf Hochtou-
ren, mit dem aktuell diskutierten so ge-
nannten EU-„Reformvertrag“ soll diese
Entwicklung in Richtung einer Verteidi-
gungsgemeinschaft irreversibel gemacht
werden. Der Beitritt Österreichs zur EU
und NATO-Partnerschaft für den Frie-
den wiederum hat vor allem die Frage
nach der Vereinbarkeit der österreichi-
schen Sicherheits- und Militärpolitik mit
der Neutralität aufgeworfen.

Zur Analyse dieser Entwicklungen
fand am 28./29. September eine zweitä-
gige Konferenz der ALFRED KLAHR GE-
SELLSCHAFT und des Bildungsvereins der
KPÖ Steiermark statt, wobei Graz als

Veranstaltungsort nicht zuletzt vor dem
Hintergrund gewählt wurde, dass sich
hier der Standort des Kommandos für
Auslandseinsätze des österreichischen
Bundesheeres befindet. Eröffnet wurde
die Tagung mit einer gut besuchten Podi-
umsdiskussion in der „Gotischen Halle“
des Stadtmuseums, in deren Verlauf das
ganze Spektrum aktuell diskutierter Auf-
fassungen deutlich wurde: Universität-
sprofessor Heinz Gärtner (Österreichi-
sches Institut für Internationale Politik,
Wien) dementierte in seinem Einlei-
tungsstatement die Entwicklung der EU
zu einem Militärbündnis und rückte die
„neuen Herausforderungen“ – funktions-
unfähige Staaten („failed states“), Kampf
gegen den Terrorismus, humanitäre Hil-
feleistungen usw. – in den Mittelpunkt.
In diesem Sinne interpretierte er auch die
1992 formulierten, auf Interventionen
„out of area“ abzielenden „Petersberger

Aufgaben“, zu deren Umsetzung nun die
„battle groups“ eingerichtet worden sei-
en. Die österreichische Neutralität habe
sich zwar verändert, sich jedoch als fle-
xibel genug erwiesen, sich den neuen
Realitäten anzupassen.

Demgegenüber verwiesen Ernest Kal-
tenegger, Klubobmann der KPÖ im stei-
ermärkischen Landtag, und Boris Lecht-
haler (Werkstatt Frieden & Solidarität,
Linz) auf die im EU-Grundlagenvertrag
formulierte Beistandsverpflichtung, so-
wie auf die systematische Aushöhlung
und Demontage der Neutralität. Sie plä-
dierten dafür, der österreichischen Neu-
tralitätspolitik wieder Leben einzuhau-
chen. Österreich sollte seine Position als
neutrales Land für aktive Friedenspolitik
nutzen, so Kaltenegger. Beiden ging es
darum, den allgemeinen gesellschaftli-
chen Hintergrund der Sicherheitspolitik
– ökonomische Entwicklungen und In-
teressen, sowie sozialpolitische Fragen –
stärker zu berücksichtigen. Die „soziale
Frage“ sei wichtiger als eine hochgerü-
stete EU-Armee, stellte Kaltenegger die
Haltung der KPÖ Steiermark klar. Kon-
kret verwies Lechthaler in diesem Zu-
sammenhang auf Entwicklungen am
Kapitalmarkt und – am Beispiel der Eu-
rofighter-Anschaffung und der Neutra-
litätsdebatte – auf den allgemeinen Um-
gang des politischen Establishments mit
Versprechungen. Politische Vertrauens-
würdigkeit sei jedoch eine zentrale Vor-
aussetzung für eine echte, aktive Neu-
tralitätspolitik, so Lechthaler. Bundes-
minister a.D. Erwin Lanc (International
Institute for Peace, Wien) berichtete
zunächst von Abrüstungsschritten in der
Phase seiner Amtszeit in den 1980er
Jahren. Im Anschluss daran stellte auch
Lanc klar, dass die „Petersberger Auf-
gaben“, die 1992 – nach dem Ende des
Kalten Kriegs – in einer „Phase der
Überschätzung“ definiert worden seien,
nicht als friedensbewahrende Maßnah-
men interpretiert werden könnten.

Erich Reiter, bis 2006 Leiter des Büros
für Sicherheitspolitik und Beauftragter
für strategische Studien des Bundesmini-
steriums für Landesverteidigung, lobte
das „gute steirische Diskussionsklima“
bei der Veranstaltung in der „Gotischen
Halle“, plädierte jedoch hinsichtlich der
allgemeinen öffentlichen Auseinander-
setzung über dieses Thema für mehr Of-
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Österreich aauf ddem WWeg iin MMilitärbündnisse?
Eine zweitägige Konferenz der Alfred Klahr Gesellschaft und des Bildungsvereins der KPÖ Steiermark beschäftigte sich mit der
Militarisierung der Europäischen Union und ging der Frage nach ihrer Vereinbarkeit mit der österreichischen Neutralität nach.
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Werkstatt Frieden & Solidarität, sich in
Briefen mit der Forderung nach einer
Volksabstimmung über den „Reform-
vertrag“ an die Nationalratsabgeordne-
ten zu wenden. Rochhart stellte absch-
ließend die Ziele und Aktivitäten der
2001 als Personenkomitee konstituierten
Steirischen Friedensplattform vor.

Das Symposium „Österreich auf dem
Weg in Militärbündnisse?“ wurde am
20. Oktober in Wien, in der ehemaligen
Kapelle des Alten AKH in leicht modifi-
zierter Form wiederholt. Neben Gerald
Oberansmayr und Manfred Sauer refe-
rierten Andreas Pecha (Wiener Friedens-
büro) und Elke Renner (Österreichischer
Friedensrat): Pecha skizzierte die Not-
wendigkeit einer aktiven Neutralitäts-
und Friedenspolitik, Renner arbeitete
den Zusammenhang von sozialer Frage
und Aufrüstung, von neoliberaler Ent-
wicklung der EU und ihrer Militarisie-
rung heraus. Sämtliche Beiträge und Re-
ferate der beiden Veranstaltungen wer-
den in einem in der Reihe „Quellen &
Studien“ im Verlag der Alfred Klahr Ge-
sellschaft erscheinenden Tagungsband
nachzulesen sein.

MANFRED MUGRAUER

fenheit in der Diskussion: Natürlich gehe
es bei den „battle groups“ auch im krie-
gerische Einsätze, natürlich sei die EU
auf dem Weg zu einem Militärbündnis
mit einer gemeinsamen Armee auf „su-
pranationaler Ebene“, was mit der öster-
reichischen Neutralität nicht vereinbar
sei, stellte Reiter klar. Der Unterschied
zu den Auffassungen der anderen Disku-
tanten sei, so Reiter, dass er diese Ent-
wicklung begrüße, da die EU in einer
„ungeordneten, schwer berechenbaren
Welt“ eine positive Gestaltungsrolle in
der Sicherheitspolitik wahrnehmen und
mehr „Ordnungselemente“ hinein brin-
gen müsse, wozu auch der Einsatz mi-
litärischer Mittel gehöre. Österreich sei
wissend einer Verteidigungsunion beige-
treten – was ein „wirklich Neutraler“ oh-
nehin nicht mache – und könne nun im
internationalen Krisenmanagement eine
wichtige Rolle spielen.

Die Frage Neutralität stand auch im
Mittelpunkt des am Folgetag im KPÖ-
Bildungszentrum im Volkshaus Graz
durchgeführten Symposiums: Lechthaler
forderte hier die Bezugnahme auf die
Neutralität in konkreten gesellschaftli-
chen Auseinandersetzungen, beispiels-
weise bei der Forderung nach Durchset-
zung einer Volksabstimmung über den
EU-Reformvertrag. In diesem Zuge cha-
rakterisierte er auch die Eurofighter-An-
schaffung als neutralitätswidrig, da über
Gegengeschäfte der Aufbau eines eu-
ropäischen militärischen Komplexes mit
österreichischen Steuergeldern finanziert
werde. Der Völkerrechtler Franz Leiden-
mühler (Universität Linz) plädierte hin-
gegen dafür, weniger auf die Aushöh-
lung der Neutralität hinzuweisen, son-
dern aufzuzeigen, inwieweit Österreich
noch neutral ist, um daraus politische
Forderungen abzuleiten. So erblickte er
auch im Zusatzartikel 23f, der in der
österreichischen Bundesverfassung die
Teilnahme an militärischen Einsätzen
absichert, die Möglichkeit zu einer „kon-

struktiven Enthaltung“, die einen Be-
schluss EU-weit zu Fall bringen könne.
Einigkeit herrschte jedoch darüber, dass
die Ratifizierung des „Reformvertrages“
mit seiner Beistandsverpflichtung das
Neutralitätsgesetz verdrängen würde.
Insgesamt bestehe aktuell kein Bedro-
hungsszenario der EU durch andere
Staaten, weshalb in Wahrheit kein Be-
darf an einem Beistandsbündnis bestehe,
so Leidenmühler. Ein solches Bündnis
„ohne Not“ erzeuge in Wahrheit erst Un-
sicherheit, z.B. gegenüber Russland.

Gerald Oberansmayr (Werkstatt Frie-
den & Solidarität, Linz), Autor der 2004
erschienenen Studie „Auf dem Weg zur
Supermacht. Die Militarisierung der Eu-
ropäischen Union“, zeichnete die einzel-
nen Etappen der EU-Militarisierung
nach und veranschaulichte die systemati-
sche Vertiefung des Prozesses auf fünf
Ebenen: Jener der Eingreiftruppen
(„battle-group“-Konzept), der Waffensy-
steme (massive Aufrüstung), des Auf-
baus eines militärisch-industriellen
Komplexes, auf der Ebene eigenständi-
ger Militäreinsätze der EU, sowie auf der
rechtlich-politischen Ebene („Reform-
vertrag“). Manfred Sauer (International
Physicians for the Prevention of Nuclear
War, Wien) lieferte anhand eines histori-
schen Überblicks eine Analyse der öster-
reichischen Sicherheits- und Verteidi-
gungspolitik nach dem EU-Beitritt.

Die sich daraus ergebenden Heraus-
forderungen für die österreichische Frie-
densbewegung wurden zum Abschluss
der Konferenz in den Referaten von Ul-
rike Koushan und Veronika Rochhart,
sowie in zahlreichen Beiträgen aus dem
Publikum erörtert. Koushan erinnerte an
die Friedensbewegung der 1980er Jahre
und kritisierte die Neudefinition der
Neutralität durch fortgesetzten Neutra-
litätsbruch. Auf das im Einleitungsver-
fahren stecken gebliebene „Friedens-
volksbegehren“ zurückkommend ver-
wies sie auf ein aktuelles Projekt der

Podiumsdiskussion am 28. September in der „Gotischen Halle“ (v.l.n.r.): Heinz Gärtner, Boris Lechthaler, Erwin Lanc, Erich
Reiter, Ernest Kaltenegger. Symposium am 29. September im KPÖ-Bildungszentrum (v.l.n.r.): Franz Leidenmühler, Walther
Leeb (Präsident der Alfred Klahr Gesellschaft), Franz Stephan Parteder (Landesvorsitzender der KPÖ Steiermark).


